Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1522 


Der Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

II B — F 8584 — 516/59 


Bad Godesberg, den 5. Januar 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Vertrag über die Regelung der Rechtsverhältnisse bei 
der Volkswagenwerk GmbH und über die Errichtung 
einer „Stiftung Volkswagenwerk" 

In der Anlage übersende ich Abdruck des zwischen dem Bund 
und dem Land Niedersachsen geschlossenen Vertrages über 
die Regelung der Rechtsverhältnisse bei der Volkswagenwerk 
GmbH und über die Errichtung einer „Stiftung Volkswagen- 
werk" vom 11. /12. November 1959. Das Land Niedersachsen 
hat anläßlich der Vertragsverhandlungen darum gebeten, daß 
die nach § 47 Abs. 3 RHO erforderliche Zustimmung der ge- 
setzgebenden Körperschaften zu diesem Vertrag im Rahmen 
des dem Deutschen Bundestag vorliegenden Entwurfs eines 
Gesetzes über die Regelung der Rechtsverhältnisse bei der 
Volkswagenwerk Gesellschaft mit beschränkter Haftung — 
Drucksache 1217 — ausgesprochen wird. Eine entsprechende 
Ergänzung dieses Gesetzentwurfs ist bereits Gegenstand der 
Beratungen im Rechtsausschuß und im Wirtschaftsausschuß des 
Deutschen Bundestages. Mit Rücksicht hierauf sehe ich davon 
ab, einen Antrag auf Zustimmung gemäß § 47 Abs. 3 RHO zu 
stellen. 


Lindrath 


Drude: Bonneir Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
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Vertrag 

über die Regelung der Rechtsverhältnisse bei der Volkswagen- 
werk Gesellschaft mit beschränkter Haftung und über die 
Errichtung einer „Stiftung Volkswagenwerk" 


Der Bund und das Land Niedersachsen sind Über- 
ei ngekommen, die zwischen ihnen in bezug auf die 
Eigentumsverhältnisse an 'der Volkswagenwerk 
GmbH in Wolfsburg bestehenden Meinungsver- 
schiedenheiten vergleichsweise zu bereinigen. Zu 
diesem Zweck schließen der Bund, vertreten durch 
den Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes, und das Land Nieder Sachsen, vertreten 
durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten, 
dieser wiederum vertreten durch den Niedersäch- 
sischen Minister der Finanzen, folgenden Vertrag: 

§ 1 

Die Volkswagenwerk GmbH wird in eine Aktien- 
gesellschaft umgewandelt. 

§ 2 

Der Bund und das Land Niedersachsen erhalten 
je 20 ‘G) des Grundkapitals der Volkswagenwerk 
Aktiengesellschaft und je zur Hälfte die bis zur 
Umwandlung von der Volkswagen werk GmbH aus- 
geschütteten Gewinne einschließlich der aufgelau- 
fenen Zinsen. 

Die restlichen 60 ^/o des Grundkapitals werden in 
Form von Kleinaktien in noch im Benehmen mit 
dem Lande Niedersachsen festzulegenden Raten 
veräußert werden. Bis zur Veräußerung werden die 
Aktien vom Bund im Benehmen mit dem Land Nie- 
dersachsen verwaltet. 


§ 3 

Der Bund und das Land Niedersachsen werden 
gemeinsam eine „Stiftung Volkswagenwerk" mit 
dem Sitz in Niedersachsen errichten, deren Zweck 
es ist, Wissenschaft und Technik in Forschung und 
Lehre zu fördern. 

Der Stiftung sollen folgende Vermögenswerte 
übertragen werden: 

a) die jährlichen Gewinne auf die den Vertrags- 
partnern verbleibenden Aktien, 

b) der Erlös aus den zu veräußernden Klein- 
aktien mit der Maßgabe, daß die Stiftung ver- 


pflichtet wird, diesen Betrag zu einem ange- 
messenen Zinssatz als Darlehen für die Dauer 
von zwanzig Jahren dem Bund zur Verfügung 
zu stellen, 

c) diejenigen Gewinne, die auf die vom Bund 
gemäß § 2 Abs. 2 zu verwaltenden Aktien 
entfallen. 


§ 4 

Die Satzung der Stiftung soll Bestimmungen dar- 
über enthalten, nach welchen Grundsätzen die Stif- 
tungsorgane zu besetzen und die der Stiftung zu- 
fließenden Erträge zu verwenden sind. 

Hierbei ist sicherzustellen, daß 

a) der Vorsitz im Kuratorium der Stiftung einem 
Vertreter des Landes Niedersaschen übertra- 
gen wird, 

b) dem Land Niedersachsen zufließen 

aa) die Erträge aus dem niedersächsischen 
Aktienbesitz, 

bb) als Sitzland neben dem allgemeinen 
schlüsselmäßig zu ermittelnden Länder- 
anteil ein Vorab von 10 Uo aus den rest- 
lichen Stiftungserträgen. 

Diese Mittel sind vom Land Nieder Sachsen im Sinne 
des § 3 dieses Vertrages zu verwenden. 


§ 5 

Die Höhe des Grundkapitals der Volkswagen- 
werk Aktiengesellschaft wird vom Bund im Be- 
nehmen mit dem Land Niedersachsen festgesetzt 
werden. 

I In der Satzung der Volkswagenwerk Aktienge- 
■ Seilschaft ist vorzusehen, daß je zwei Mitglieder 
I vom Bund und dem Land Niedersachsen in den Auf- 
! sichtsrat entsandt werden und daß Beschlüsse, für 
; die nach dem Aktiengesetz eine qualifizierte Mehr- 
; heit erforderlich ist, einer Mehrheit von mehr als 
I 80 ^/o des bei der Beschlußfassung vertretenen 
! Grundkapitals bedürfen. 

I Einen Vorschlag des Bundes, einen seiner Ver- 
I treter im Aufsichtsrat zum Vorsitzer zu wählen, 
1 werden die Vertreter des Landes Niedersachsen 
1 unterstützen. 
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§ 6 

Der Bund und das Land Niedersachsen verpflich- 
ten sich, alle Maßnahmen zu treffen, die notwendig 
und geeignet sind, das mit diesem Vertrag ange- 
strebte Ziel zu erreichen. 


§ 7 

Der Vertrag tritt nach Billigung durch die gesetz- 
gebenden Körperschaften des Bundes und des Lan- 
des Niedersachsen in Kraft. 


Hannover, den 11. November 1959 


Für den Niedersächsischen 
Ministerpräsidenten: 

Der Niedersächsische Minister der Finanzen 
gez. Ahrens 


Bad Godesberg, den 12. November 1959 


Der Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

gez. Dr. Lindrath 
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